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Vorwort

Es gibt Bücher, auf die man nicht länger warten kann. Es gibt Bücher, für die die Zeit reif
ist. Für ein solches Buch ist dieses Vorwort geschrieben.

Worum geht es?
1. Die Wirklichkeit hat sich verändert, auch für die Unternehmen. Verändert haben

sich damit zugleich die Erwartungen an die Unternehmen, an das Management und an
die Mitarbeiter. Dazu werden in diesem Buch zwei Themen zusammengeführt, nämlich
„Corporate Social Responsibility“ und „Compliance“.

2. Das Thema „Corporate Social Responsibility“ bezeichnet die gesellschaftliche Ver-
antwortung der Unternehmen für eine nachhaltige Entwicklung, also die unternehmeri-
sche Gesellschaftsverantwortung. Über die Grundlagen, die guten Gründe für diese Erwar-
tungen besteht weitgehend Einigkeit. Aber die Grenzen dafür sind unbestimmt, was die
Verständigung hierüber nicht wirklich erleichtert. Ratlosigkeit auf beiden Seiten oder
richtiger: Auf allen Seiten ist die Folge; denn der Fantasie, den gesellschaftlichen Träumen,
wie unsere Welt aussehen könnte und sollte, und den sich hieraus ergebenen Forderungen
nach immer mehr „Responsibility“ sind keine Grenzen gesetzt @ und mit etwas Ironie sei
hinzugefügt, zumal wenn man nicht selbst damit belastet wird. Aufgabe einer Veröffentli-
chung zur „Corporate Social Responsibility“ ist es daher, Struktur zu gewinnen, die Din-
ge zu diskutieren und die Grenzen zu definieren. Das ist hier in dieser Veröffentlichung
versucht, wobei die Frage bleibt: Weshalb wird „Corporate Social Responsibility“ nicht
mit gleicher Verve durch eine Forderung nach entsprechender „Consumer Social Respon-
sibility“ ergänzt, nämlich entsprechenden Erwartungen und Pflichten an den Verbraucher?
Was sind Recht und Wirklichkeit des ethical consumerism?

3. Bei der Diskussion um „Corporate Social Responsibility“ ging es zunächst vor allem
um Erwartungen, die über die rechtlichen Forderungen an die Unternehmen und das
Management hinaus gehen. Das hat sich geändert. Zunehmend erfolgt in jüngerer Zeit
eine weitergehende Verrechtlichung auch von „Corporate Social Responsibility“. Zu be-
obachten ist eine Verrechtlichung entsprechender Forderungen, die sich auf die Umwelt,
auf soziale Belange, auf gute Unternehmensführung, die Sicherung der Menschenrechte
und auf den Kampf gegen Korruption beziehen. Weshalb nur darauf? Dazu gibt es heute
eine Vielzahl von internationalen und europäischen Kodizes, Compacts usw, die einen
globalen Ordnungsrahmen geschaffen haben. Hinzu kommen punktuell oder auch schon
breitflächig europäische und nationale gesetzliche Regelungen, die sich aus der Idee von
„Corporate Social Responsibility“ ableiten lassen. Die Anregungen hierzu kommen aus
philosophisch-akademischen Seminaren, sie kommen von Kirchentagen, von täglichen Er-
fahrungen in den Unternehmen, von Gewerkschaften, Lobby Gruppen und aus den Stu-
dierstübchen von Ethikern, Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlern. „Corporate Social
Responsibility“ war zunächst ein Lieblingsthema, nicht nur in akademischen Seminaren,
sondern auch bei Tagungen im Rahmen des Konferenz-Tourismus. Es wurde zum Marke-
tinginstrument für Unternehmen, nicht zuletzt für Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen, die eine Nachfrage durch ihre Kunden bedienen mussten. Und es wurde ein
Marketinginstrument für Investmentgesellschaften, die mit nachhaltigen Investments für
ihre Fonds warben. Solche Beispiele stehen für viele. Gefragt wurde und wird nach den
potential „Business Benefits“.

4. „Corporate Social Responsibility“ ist heute aber nicht nur ein Schlüsselbegriff der
Unternehmensethik geworden, sondern ist auch eine Leitidee, die den Gesetzgeber und
den Rechtsanwender herausfordert zu versuchen, Ordnung in die disparaten rechtspoliti-
schen Forderungen zu bringen. Dabei sind die Grundlagen nicht neu. Aufgabe einer Ver-
öffentlichung zu „Corporate Social Responsibility“ ist es aber, zu zeigen, welche Folgen
eine Verrechtlichung hat: Welche Rechtspflichten ergeben sich aus „Corporate Social Re-
sponsibility“ für die Unternehmen, für die unternehmensinterne Organisation, in der Lie-
fer- und Finanzierungskette sowie im Verhältnis zu den Abnehmern, zu den Beratern und
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zu den sonstigen Vertragspartnern? Handelt es sich um gewerberechtliche Pflichten oder
gesellschaftsrechtliche Pflichten der Unternehmen im Verhältnis zu den Gesellschaftern
und zu Dritten? Geht es um Pflichten für die Mitglieder des Managements im Verhältnis
zu ihrer eigenen Gesellschaft oder zu Dritten? Geht es nur um Berichtspflichten? Oder
drohen strafrechtliche Sanktionen bei Verletzung entsprechender Pflichten? Muss die Hol-
ding im Konzern für Rechtsverletzungen ihrer Konzernunternehmen einstehen, für
Pflichtverletzungen der Organmitglieder und der Arbeitnehmer der Tochtergesellschaften,
für Pflichtverletzungen ihrer Zulieferer und Abnehmer, der Kreditgeber und der Berater
unabhängig davon, ob sie ihren Sitz im Inland oder Ausland haben? Und vor allem: was
soll der Inhalt dieser Pflichten sein? Gibt es für den Steuerbürger im Verhältnis zum Staat
ein Grundrecht auf angemessene Besteuerung? Gibt es ein Menschenrecht auch für „starke
Schultern“? Gibt es einen weltweit anwendbaren Pflichtenkatalog? Oder ist der Inhalt der
Pflichten regional zu bestimmen? Eine Veröffentlichung zu „Corporate Social Responsibi-
lity“ versucht, Antworten hierauf zu geben.

5. Das alles ist für die Unternehmen verknüpft mit „Compliance“, nämlich der Legali-
tätspflicht des Managements und den Pflichten, das Unternehmen entsprechend zu organi-
sieren. War „Corporate Social Responsibility“ ein Thema für „Compliance“, solange sich
die Verantwortung nur aus rechtlich unverbindlichen Erwartungen ergab? Und hat sich das
mit der Verrechtlichung von „Corporate Social Responsibility“ geändert?

6. Auch dieses Buch lebt von seinen fleißigen Autoren und einem klugen Herausgeber.
Sie haben unterschiedliche Vorstellungen und Erfahrungen. Das führt zu kleinen Über-
schneidungen und gelegentlich unterschiedlichen Sichtweisen. Das ist gut so, verlangt die
Toleranz des Lesers und Verständnis für die Überlegungen. Sie sind ein Gewinn für das
Gesamtwerk.

7. Aufgabe einer Veröffentlichung hierzu ist es, die Diskussion zu „Corporate Social
Responsibility“ und „Compliance“ herauszufordern und Antworten zu geben. Das
wünscht man sich.

Mainz/Frankfurt am Main, im Oktober 2020 Uwe H. Schneider

Vorwort
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7. Verknüpfungen zum System („Smart mix“) ........................... ......... 76

III. Herausforderungen und Dilemmata ....... ........................................ .. 77
1. Universalität oder kulturspezifische Herausforderungen (Beispiel
China) ................ .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 77

Inhaltsverzeichnis

X
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I. Externe Prüfung ................. .... ... ... ... ........................... ............... 103
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III. Verhältnis der Vorschriften zueinander .................................. ............ 127

H. Fazit ................ .... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... .................... ...................... 127

§ 5. Die Arbeitnehmerbelange (Klocke)

A. Die Bedeutung der Arbeitnehmerbelange für das Unternehmen ..................... 130

B. Die Praxis der nichtfinanziellen Erklärung über Arbeitnehmerbelange .............. 131

C. Die Reichweite des Begriffs der Arbeitnehmerbelange .............. ................... 131
I. Der Arbeitnehmerbegriff .............. ... ... ........................................ .. 132
II. Das Regelungssystem von § 289c Abs. 2 und 3 HGB ..................... ...... 132
III. Die historische Interpretation ............... ................. ......................... 132
IV. Die Aussagen der RL 2014/95/EU ................. ................................ 133
V. Die Leitlinien der Kommission von 2017 ................. ......................... 133
VI. Zwischenergebnis ................ .... ... ... ... ................................. ......... 134

D. Die nationalen und internationalen Rahmenwerke ........ ............................. 135
I. Die IAO-Kernarbeitsnormen und der Global Compact ........................... 135
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3. Ausländische Rechtsprechungs- und Rechtsentwicklung .................... 176
a) Großbritannien ................. ... ... ... ................................. ......... 176
b) Frankreich ................ ... .... ... ... ... ................................. ......... 177

4. Differenzierung nach Berichts- und Sorgfaltspflichten ........................ 178
5. Keine Vermutung bestimmenden Einflusses ....... ............................. 179

III. Vertragliche Beziehungen in internationalen Lieferketten ..................... .. 180
1. Bedeutung im transnationalen Wirtschaftsverkehr ............................. 180
2. Grundlagen vertragsübergreifender Lieferkettenverantwortung ........ ...... 180
3. Problembewertung ............... ... ... ... .............................. ............ 181
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B. Nutzung von Rahmenwerken zur Erfüllung der Berichtsanforderungen nach
§ 289d HGB ................ ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 252

I. Nutzung von Rahmenwerken als gesetzlich fingierter Regelfall ............... 252
II. Standards der Global Reporting Initiative (GRI) ............... ................... 253
III. Inhaltliche Vorgaben des Deutschen Nachhaltigkeitskodexes (DNK) ......... 255
IV. Strukturierung der Unternehmensberichte nach eigenen Vorstellungen ...... 255
V. Bestimmung der Wesentlichkeit im Spannungsfeld zwischen HGB und
Rahmenwerken ............... ... .... ... ... ... .... ...................................... 256

C. EU-Leitlinien als weitere Orientierungshilfe zur Erfüllung gesetzlicher
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3. Prüfung des nichtfinanziellen Berichts .................. ......................... 314
a) Vorbemerkung ................. ... ... ... ........................... ............... 314
b) Offenlegung im Bundesanzeiger ...................... ......................... 314
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2. Verhältnismäßigkeit ........ ....... ... ... ... ....................... ................... 336

Inhaltsverzeichnis

XVIII



B. Straftaten des § 331 HGB im Zusammenhang mit CSR ............................... 337
I. Tatmittel .... .......... ... .... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 338
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2. Prozessuale Änderungen ............... ... .................... ...................... 355
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III. Rechtsbruch gemäß § 3a UWG ...................................... ............... 380
1. Marktverhaltensregel ............. ... ... ... .............................. ............ 380
2. Konkurrenzen ................. .... ... ... ... ........................................ .. 382
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1. Wirtschaftliche Aktivität als Anknüpfungskriterium ........ ................... 409
2. Zugrunde liegendes Nachhaltigkeitsverständnis ................. ............... 410
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IX. Das paneuropäische private Pensionsprodukt (PEPP) ............................. 447

C. Allgemeine Nachhaltigkeitsvorgaben für Emittenten von Finanzanlagen ...... ...... 448
I. Nachhaltigkeitsvorgaben des geltenden Rechts ....... ............................. 448
1. Berichtspflichten der Taxonomie-VO für große kapitalmarktorientierte
Unternehmen ................. .... ... ... ... .............................. ............ 448

2. Anforderungen an das Vergütungssystem von börsennotierten
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1. Wertschöpfungskette oder Lieferkette? ............................ ............... 519
2. CSR-Compliance im Einkauf ........... ........................... ............... 520
3. Collective Action am Beispiel der Konfliktmineralienregulierung .......... 521
4. CSR-Compliance auf der Absatzseite ............................. ............... 522
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B. CSR-relevante Herausforderungen der chemischen Industrie ............. ............ 529
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2. OECD-Leitfaden für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht zur konstruktiven
Stakeholderbeteiligung im Rohstoffsektor .................................... .. 562

3. UK Modern Slavery Act 2015 .................... ................................ 563

E. Fazit und Ausblick ................ ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 563

§ 25. Energiewirtschaft (Grünauer)

A. Energiewirtschaft im Zeichen globaler Entwicklungen und gesellschaftlicher
Anforderungen ................ .... ... ... .... ... ... ... .................................... ...... 566

B. Merkmale des Sektors Energie ....... .......... ... ........................... ............... 566
I. Einflussfaktoren ................ ... .... ... ... ... .............................. ............ 566
II. Bedeutung globaler Trends ......... ...... ... ........................... ............... 567
III. Der regulatorische Rahmen ................. ........................... ............... 569

1. Emissionshandel ............... .... ... ... ... ................................. ......... 570
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2. Ständige Warenverfügbarkeit und Wegwerfkultur ............................. 590

B. Die Auswirkungen von Handel und Konsum auf die Umwelt und die
Menschen ............. ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... .... ...................................... 590

I. Auswirkungen auf die Umwelt .... .................................... ............... 590
II. Auswirkungen auf die Menschen ..................................... ............... 591

C. Wege zur CSR-Compliance im Handel .................................... ............... 592
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3. Vorgaben zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft ................................. 605

E. Ausblick auf zukünftige Vorgaben für CSR-Compliance im Handel .......... ...... 607

§ 27. Corporate Digital Responsibility (Anzinger)

A. Digitale Revolution und Unternehmensverantwortung ....... ......................... 611
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III. Innovationen im Bereich Nachhaltigkeit ........... ................................ 649

C. Logistik und soziale Nachhaltigkeit .............. ................. ......................... 651
I. Risikoidentifikation .............. .... ... ... ... ........................... ............... 652
II. Risikoklassifikation .................. ... ... ... ........................... ............... 653
III. Risikomanagement .................. ... ... ... ........................... ............... 653

D. Zusammenfassung und Ausblick ............... ... .................... ...................... 654

§ 29. Lieferkettensteuerung (Wuttke)

A. Motivation ............... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................................ .. 656

B. Potenziale und Chancen von Lieferketten ....................... ......................... 657
I. Theoretischer Hintergrund ............... ... ........................... ............... 657
1. Transaktionskostentheorie ....... ......... ........................... ............... 658
a) Nachteile von Unternehmen ................................ ................... 658
b) Stärken von Märkten ...... .......... ... ........................... ............... 659

Inhaltsverzeichnis

XXIX



c) Transaktionskosten ............. ... ... ... ........................... ............... 660
2. Transaktionskosten und das Aufkommen von Lieferketten ................... 660
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